Deutſche 


Schulgeſetz⸗Sammlung. 
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Tr. Eduard Keller, Seminar⸗Lehrer a. D. 
(Berlin, Michaelkirchplatz 6.) 
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Inhalt: Könige. Preußen: Miniſt.⸗Erl., die Mitverhaftung der Amtskautionen der Kreisſteuereinnehmer ꝛc. für die Verwaltung der Gelder der Ele⸗ 
Montarlehr Wittwenkaſſ betr. B. 5. Okt. 1876. — Miniſt.⸗Erl., die Begründung der Anträge auf Verleihung juriſtiſcher Perſönlichteft an Vereine ꝛc. auf Gound eines 
Normal Statutes betreffend. Vom 19. Juli 1876. — Anſtellungs⸗ und Gehalts⸗Ordnung für die Lehrer und Lehrerinnen der Stadt Wiesbaden. Vom 26. 
Juli 1876. — Kalſerthum Oeſte reich: Verordnung der Miniſter für Kultus und Unterricht, des Innern, der Juſtiz und der Finanzen vom 7. Dezember 
1876, 3. 19,667, mit welcher Beſtimmungen zur Durchführung des ſteiermärkiſchen Landesgeſetzes vom 5. Juni 1876, betreffend die Errichtung des ſteiermärki⸗ 
ſchen Landesſchulfondes, und zwar hinſichtlich der landſchaftlichen Aemter im Einvernehmen mit dem Landesausſchuſſe erlaſſen werden, 


7 


Königreich Preußen. Vereine, Hospitäler u. ſ. w. haben ſich neuerdings jo gehäuft 

Miniſterial Erlaß, die Mitverhaftung der Amtskautionen der und find vielfach auf Grund fo mangelhaft redigirter Statuten 

Kreis ⸗Steuereinnehmer ꝛc. für die Verwaltung der Gelder der geſtellt worden, daß es ſich dringend empfiehlt, den Provinzial⸗ 

Elementarlehrer⸗Wittwenkaſſen betreffend. Vom 5. Oktober 1876. behörden ein Normal-Statut zugänglich zu machen, welches bei 

Berlin, den 5. Oktober 1876. künftigen derartigen Anträgen als Muſter benutzt werden kann. 

Auf den Bericht vom 6. April d. J., betreffend die Mit- Auf dieſe Weiſe werden die bezüglichen Arbeiten in den Auf: 

verhaſtung der Amtskautionen der Kreis⸗Steuereinnehmer und ſichtsinſtanzen erheblich vermindert und den Antragſtellern große 
der kautionspflichtigen Beamten der Regierungs-Haupt⸗Kaſſen Weitläufigkeiten erſpart werden. 


für die Verwaltung der Gelder der Elementar⸗Lehrer-Wittwen⸗ Ew. ꝛc. überſende ich hierbei ein Exemplar eines dreifachen, *) 
und Waiſen⸗Kaſſe, erwidern wir der Königlichen Regierung, zu dem gedachten Behufe ſich eignenden Normal⸗Statutes nebſt 
daß, da die Frage, ob die betreffenden Beamten zu der Ver- — Abdrücken für die betreffenden Königlichen Regierungen mit 


waltung jener Gelder vermöge ihres Amtes, für welches die dem ganz ergebenſten Erſuchen, gefälligſt darauf hinzuwirken, daß 
Kautionsleiſtung erfolgt iſt, verpflichtet find, zu bejahen iſt, dieſes Normal⸗Statut fünftigbin bei Anträgen auf Verleihung ju⸗ 
auch die Mitverhaftung der Kaution für jene Gelder mit Rück⸗ riſtiſcher Perſönlichkeit möglichſt zur Richtſchnur genommen werde. 
ſicht auf die Beſtimmungen in den 88. 1 (namentlich Abſatz 2) Der Miniſter des Innern. 

und 10 des Kautionsgeſetzes vom 25. März 1873 (Geſ.⸗Samml. Im Auftrage: Ribbeck. 

S. 125) nicht in Abrede zu ſtellen it. Im Falle eines Defet: . An EN: 

tes würde daher, da von einer Theilung des Kautionsbetrages | eee ee e eee 

nach Maßgabe des §. 8 a. a. O. bezw. §. 6 der Verordnung 
vom 10. Juli 1874 (Geſ.⸗Samml. S. 260) im vorliegenden I. Statut des Kinderbewahrungs-Vereins in H. 
Falle nicht die Rede ſein kann, event. eine ratirliche Haftung §. 1. Zu H. hat ſich im Jahre 1860 ein Verein gebildet, 
der Kaution für die etwa vorhandenen verſchiedenen Inte- welcher den Zweck verfolgt, den im Alter von 2 bis 6 Jahren 
reſſenten einzutreten haben und die Entſcheidung hierüber, da ſtehenden Kindern von Handarbeitern und Profeſſioniſten in der 
es ſich lediglich um die geſetzlichen Wirkungen einer Kautions⸗ Zeit, während welcher die Aeltern vom Hauſe abweſend oder 
beſtellung handelt, der ſchließlichen Kognition der Gerichte un- ſonſt mit Arbeit beſchäftigt ſind, eine ſichere Unterkunft und 


terliegen. den ihrem Alter angemeſſenen Unterrichte in Armuthsfällen un⸗ 
„„ entgeltlich, außerdem gegen eine mäßige Vergütung zu ge⸗ 
die Königliche Regierung zu N. Are geg 9 
; Der Verein führt die Bezeichnung „Kin derbewahrungs⸗ 
Abſchrift zur Kenntnißnahme. e Pre, 


Verein“ und hat feinen Sitz und Gerichtsſtand in der Stadt H. 


§. 2. Um den in dem $. 1 bezeichneten Zweck zu erreichen, 
ſtellt der Verein, ſofern nicht ſeine Mitglieder ſich unmittelbar 


Der Finanz⸗Miniſter. Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. 
Im Auftrage: Meinecke. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Sydow. 


5 Au s der Beaufſichtigung und Unterweiſung der Kinder widmen, die 
E Bir 15975 Königlichen Regierungen. geeigneten Lehrkräfte nebſt dem entſprechenden Hilfsperſonale an. 
= 3 5. F. M. 


§. 3. Die Mittel, welche ihm zu dem Behufe zur Verfü⸗ 


G. III. 5090. M. d. g. 
N gung ſtehen, find: 


Miniſterial-Erlaſt, di Begri . Ade auf e das an der Bahnhofsſtraße belegene, Blatt ... des Grund 
juriſtiſcher a u ei Ber Mar 7 5 gung buches eingetragene Grundſtück ... von ... Quadratfuß 
mal-Statutes betreffend. Vom 19. Juli 1876. Grundfläche; 


Die Ada n Berlin, den 19. Juli 1876. ) Das dritte Normal⸗Statut ift als die Uuterrichts⸗Verwaltung nicht be⸗ 
ie Anträge auf Verleihung juriſtiſcher Perſönlichkeit an rührend weggelaſſen. 


— 
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b. das in demſelben befindliche Inventarium im Werthe von ... .; 
c. das ſich gegenwärtig auf ... belaufende Kapitalvermögen, 
für deſſen Belegung der §. 39 der Vormundſchaftsordnung 
vom 5. Juli 1875 (Geſ.⸗Samml. S. 439) maßgebend iſt; 
d. die Beiträge der Mitglieder; 
e. die nach §. 1 Abſ. 1 Seitens der Pfleglinge etwa zahlbaren 
Vergütungen. 5 
§. 4. Mitglied des Vereins und ſomit ſtimmberechtigt für 
die General⸗Verſammlung (efr. §8. 9— 11) wird Jeder, der für 
die Vereinszwecke eine einmalige Zahlung von Dreihundert Mark 
zur Vereinskaſſe leiſtet oder ſich zur Zahlung eines fortlaufen⸗ 
den jährlichen Beitrages von mindeſtens drei Mark verpflichtet. 
Wer mit Zahlung des Jahresbeitrages (nach erfolgter Er: 
innerung) länger als drei Monate im Rückſtande bleibt, wird 
der Mitgliedſchaft verluſtig und in der Vereinsliſte geſtrichen. 
$. 5. Der Verein wird geleitet und, abgeſehen von den 
ſtatutariſch der General-Verſammlung vorbehaltenen Fällen, in 


allen ſeinen Angelegenheiten — einſchließlich derjenigen, welche 


nach den Geſetzen eine Spezial⸗Vollmacht erfordern — geeigne⸗ 


ten Falles mit Subſtitutionsbefugniß, vor Behörden und Pri- ſtande einen motivirten desfallſigen Antrag ſtellen. 


vatperſonen gegenüber, vertreten durch einen aus fünf Damen 
und drei Herren beſtehenden Vorſtand. 


der ($. 4) erwählt. 

Der Vorſtand wählt aus ſeiner Mitte 

1) einen Vorſitzenden, 

2) einen Kaſſirer, 

3) einen Schriftführer 

nebſt den entſprechenden Stellvertretern. 

Urkunden, welche den Verein vermögensrechtlich verpflich⸗ 
ten ſollen, ſind unter deſſen Firma vom Vorſitzenden und Schrift⸗ 
führer — oder deren Stellvertretern — zu vollziehen. 

Zur Legitimation dieſer Vorſtandsmitglieder nach Außen 
dient ein Atteſt des Bürgermeiſters, welchem zu dem Behufe die 
jedesmaligen Wahlverhandlungen mitzutheilen ſind. 

F. 6. Der Vorſitzende (oder deſſen Stellvertreter) leitet die 


Verhandlungen des Vorſtandes ſowie die General-Verſamm⸗ 


lungen. 

Er beruft den Vorſtand, jo oft dies die Lage der Geſchäſte 
erfordert, insbeſondere alsdann, wenn 2 Mitglieder des Vor⸗ 
ſtandes darauf antragen. 

Die bezüglichen Einladungen erfolgen ſchriftlich, unter Mit⸗ 
theilung der Tagesordnung. 

§. 7. Zur Beſchlußfähigkeit des Vorſtandes iſt, den Vor: 
ſitzenden oder deſſen Stellvertreter und den Schriftführer oder 


! 


8.9. Zum ausſchließlichen Geſchäftskreiſe der General-Ver⸗ 
ſammlung, in welcher jedes perſönlich erſcheinende Mitglied eine 
Stimme führt, gehört: 

a. die Wahl des Vorſtandes (efr. SS. 12— 14), 

b. die Feſtſtellung des nächſtjährigen Etats, 

c. die Dechargirung der vom Kaſſirer aufzuſtellenden Rechnung 
für das abgelaufene Kalender- (und Geſchäfts-) Jahr, 

d. die Entgegennahme des vom Vorſtande alljährlich zu erſtat⸗ 
tenden und der nächſten ſtaatlichen Aufſichtsbehörde in zwei 
Exemplaren einzureichenden Geſchäftsberichtes, 

e. jede Abänderung des Statutes, 

f. die etwaige Auflöſung des Vereins. 

§. 10. Der Vorſtand ſtellt die Tagesordnung für die Ge: 
neral-Verſammlung feſt und erläßt durch feinen Vorſitzenden 
die Einladung zu derſelben. 

Die Berufung einer General-Verſammlung erfolgt, ſo oft 
dies der Vorſtand nach Lage der Geſchäfte für erforderlich er⸗ 
achtet, außerdem, und zwar binnen einer Friſt von längſtens 
(vier) Wochen, wenn 10 Vereinsmitglieder ſchriftlich beim Vor⸗ 


Die Einladung wird unter Mittheilung der Tagesordnung 


5 ea durch einmalige, mindeſtens 8 Tage vor dem Termine zu be: 
e e e bee galt de d wirkende Inſertion in das Kreisblatt, und falls dieſes eingehen 
3 großlährig e ſollte, in ein anderes vom Vorſtande auszuwählendes Blatt 


bewirkt. 


S. 11. Zur Beſchlußfähigkeit der General-Verſammlung iſt 


die Anweſenheit von (neun) Vereinsmitgliedern (von mehr als 
der Hälfte der Vereinsmitglieder) erforderlich. 


deſſen Stellvertreter mitinbegriffen, die Anweſenheit von fünf 


Mitgliedern erforderlich. 

Die Beſchlüſſe werden nach der Stimmenmehrheit gefaßt. 
Nur bei Stimmengleichheit entſcheidet das Votum des Vorſit⸗ 
zenden. 

Ueber die bezüglichen Verhandlungen iſt vom Schriftführer 
ein Protokoll aufzunehmen, welches von dieſem und dem Vor⸗ 
ſitzenden zu vollziehen und — gleich den übrigen Archivalien 
des Vereins — vom Schriftführer aufzubewahren iſt. 

§. 8. Der Kaſſirer führt und verwahrt die Vereinskaſſe. 


| 
| 
| 
| 
| 


Die zu derſelben gehörenden Inhaberpapiere find fofort | 


beim Erwerbe durch den Bürgermeiſter außer Kours zu ſetzen. 
Seitens des Kaſſirers iſt in jeder Vorſtandsſitzung eine Ue⸗ 


| 


Hat eine General-Verſammlung wegen Beſchlußunfähigkeit 
vertagt werden müſſen, ſo iſt die demgemäß einzuberufende 
neue General-Verſammlung ſchon bei der Anweſenheit von 
(fünf) Vereinsmitgliedern (ohne Rückſicht auf die Zahl der an⸗ 
weſenden Mitglieder) beſchlußfähig: ſofern auf dieſe Folge in 
der Einladung ausdrücklich aufmerkſam gemacht iſt. 

Abgeſehen vom Falle der Stimmengleichheit, bei welcher 
das Votum des Vorſitzenden entſcheidet, werden die Beſchlüſſe 
nach der abſoluten Stimmenmehrheit gefaßt. 

Ueber die Form der Abſtimmung (mündlich, verdeckt oder 
durch Akklamation ꝛc.) entſcheidet — mit Ausnahme der Vor: 
ſtandswahlen, welche vermittelſt Stimmzettel vorgenommen wer: 
den müſſen — das Ermeſſen der Verſammlung. 

Ueber die Verhandlung hat der Schriftführer ein Protokoll 
aufzunehmen, welches von ihm nebſt dem Vorſitzenden und 
mindeſtens drei anderen Vereinsmitgliedern zu vollziehen iſt. 

§. 12. Gegenwärtig und bis zum Schluſſe des laufenden 
Jahres fungiren als Mitglieder des Vorſtandes folgende Per⸗ 
ſonen (inser. nom.). 

An deren Stelle iſt in der gegen den Schluß des laufen⸗ 
den Jahres (efr. 8. 9 litt. b.) anzuberaumenden General-Ver⸗ 
ſammlung ein neuer Vorſtand zu wählen, und zwar auf die 
Dauer von drei Kalender: (und Geſchäfts⸗) Jahren, nach de⸗ 
ren Ablauf in gleicher Weiſe eine Neuwahl erfolgt. Abtretende 
Mitglieder ſind wieder wählbar. 

§. 13. Die Wahl jedes einzelnen Vorſtandsmitgliedes iſt 
in einem beſonderen Wahlgange zu bewirken. Ergiebt ſich bei 
einer Wahl nicht ſofort die nach 8. 11 Abſ. 3 erforderliche Majo⸗ 
rität, ſo ſind bei einem zweiten Wahlgange nur diejenigen bei⸗ 
den Mitglieder zur engeren Wahl zu bringen, für welche vor- 


berſicht des Vermögensſtandes vorzulegen, welche zu den Akten her die der abſoluten Majorität am nächſten kommende Stimm⸗ 
zahl abgegeben war. Sollten dieſer Mitglieder mehr als zwei 


genommen wird. 


— Te 
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geweſen ſein, jo müſſen fie ſämmtlich zur engeren Wahl geſtellt 


und es muß mit letzterer ſo lange fortgefahren werden, bis ſich 


die erforderliche Majorität ergiebt. 
§. 14. Scheidet ein Mitglied innerhalb feiner dreijährigen 


Funktionsperiode aus dem Vorſtande, ſo iſt für die Zeit, wäh⸗ 


rend welcher dieſes ausgeſchiedene Mitglied noch zu fungiren 
gehabt hätte, eine Ergänzungswahl nach Maßgabe der 88. 12 
und 13 zu veranlaſſen. 
5 Tritt die Nothwendigkeit einer ſolchen Ergänzungswahl zu 
einem Zeitpunkte ein, in welchem die Lage der anderweiten Ge: 
ſchäfte nach dem Ermeſſen des Vorſtandes die Einberufung ei⸗ 
ner beſonderen General-Verſammlung nicht dringend nothwen⸗ 
dig macht, ſo iſt der Vorſtand befugt, die Vornahme einer 
förmlichen Wahl bis dahin, daß aus ſonſtigen Gründen die 
Einberufung einer General⸗Verſammlung erfolgt, zu verſchieben 
und ſich einſtweilen im Wege der einfachen Kooptation zu er⸗ 
gänzen. ; 

$. 15. Abänderungen des Statutes, welche den Sitz, den 
Zweck und die äußere Vertretung des Vereins betreffen, ſowie 
Beſchlüſſe, welche die Auflöſung des Vereins zum Gegenſtande 
haben, bedürfen landesherrlicher Genehmigung. 

Sonſtige Statut = Aenderungen find von der Zuftimmung 
des Ober-Präſidenten der Provinz abhängig. 

8 den 

(Unterſchrift des zeitigen Vorſtandes.) 


II. Statut für das jüdiſche Hospital in F. 
§. 1. Im Jahre 1870 find zu F. folgende Perſonen ꝛc. 
zu dem Zwecke zuſammengetreten, durch eigene Beiträge und 


durch Sammlungen bei ihren Freunden ein jüdiſches Hospital 


zu gründen, d. h. eine Anſtalt, in welcher unbeſcholtene hilfs⸗ 
bedürftige jüdiſche Perſonen beiderlei Geſchlechtes, die das fünf⸗ 
zigſte Lebensjahr überſchritten haben, Wohnung und Verpfle⸗ 
gung empfangen, — in Armuthsfällen unentgeltlich, andernfalls 
gegen eine mäßige Vergütung. 

Wegen Unzulänglichkeit der Mittel mußte man ſich An⸗ 
fangs darauf beſchränken, höchſtens 6 Pfleglinge aufzunehmen 
und dieſe, entſprechend dem vorgedachten Zwecke, bei achtbaren 
Familien unterzubringen. 

Nachdem es inzwiſchen gelungen ift, ein eigenes Grund: 
ſtück zu erwerben und auszubauen, wird hierdurch die projektirte 
Alters⸗Verſorgungs⸗Anſtalt unter der Firma: „das jüdiſche Hos⸗ 
pital zu F.“ mit dem Sitze und Gerichtsſtand in dieſer Stadt 
ins Leben gerufen und zwar auf Grund der nachfolgenden Be⸗ 
ſtimmungen: 

75 = : is Mittel, welche dem Hospital Behufs Erreichung 
4 05 an en Zwecke zur Verfügung ſtehen, ſind: 
er . . Straße belegene, Blatt ... des Grund: 


buches eingetragene Grundstück.. von Quadratfuß 


Grundfläche; 
das in demſelben befindliche Inventarium im Werthe von 


geſammelt und nach Beſtreitung der Koſten für das Grund: 


ſtück nebſt Zubehör (litt. a. und b.) übrig geblieben iſt. 
Für die Belegung dieſes Kapitalvermögens it der $. 39 


2 Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 (Geſ.⸗Samml. 


439) maßgebend; 


f nf derjenigen Perſonen, welche ſich zu einer fort: 
aufenden Jahreszahlung von mindeſtens 100 Mark für die An⸗ 


| 


ſtaltszwecke ſchriftlich verpflichtet haben und in dieſem Sinne 
die Bezeichnung „Wohlthäter“ führen, jo lange fie ihrem Zah: 
lungsverſprechen nachkommen; 

. die nach $. 1 Abſatz 1 Seitens der Pfleglinge etwa zahlba⸗ 
ren Vergütungen. 

Zu den unter litt. d. als „Wohlthäter“ bezeichneten Per⸗ 
ſonen werden auch diejenigen gerechnet, welche der Anſtalt eine 
einmalige Zuwendung von mindeſtens 500 Mark gemacht ha⸗ 
ben oder machen werden. 

§. 3. Das Hospital wird geleitet und, abgeſehen von den 
ſtatutariſch der General-Verſammlung vorbehaltenen Fällen, in 
allen ſeinen Angelegenheiten — einſchließlich derjenigen, welche 
nach den Geſetzen eine Spezialvollmacht erfordern — geeigne⸗ 
ten Falles mit Subſtitutionsbefugniß, vor Behörden und Pri⸗ 
vatperſonen gegenüber, vertreten durch einen aus ... Perſo⸗ 
nen beſtehenden Vorſtand, welchen gegenwärtig bilden: 


BBB als Vorſitzender, 

28 als ſtellvertretender Vorſitzender, 
5553 als Schriftführer, 

9 als ſtellvertretender Schriftführer, 
N als Kaſſirer und außerdem 
2:20 Jets Veiter 


Wird eine Stelle im Vorſtande offen, jo erfolgt ihre Wie⸗ 
derbeſetzung in der Art, daß die übrigen Vorſtandsmitglieder aus 
der Zahl der „Wohlthäter“ ein neues Mitglied kooptiren. 

Urkunden, welche die Anſtalt vermögensrechtlich verpflichten 
ſollen, ſind unter deren Firma vom Vorſitzenden und Schrift⸗ 
führer — oder deren Stellvertretern — zu vollziehen. 

Zur Legitimation dieſer Vorſtandsmitglieder nach Außen 
dient ein Atteſt der Orts- Polizeibehörde, welcher zu dem Be: 
hufe die jedesmaligen Wahlverhandlungen mitzutheilen ſind. 

8.4. Der Vorſitzende (oder deſſen Stellvertreter) leitet die 
Verhandlungen des Vorſtandes ſowie der General-Verſamm⸗ 
lungen. 

Er beruft den Vorſtand, jo oft dies die Lage der Geſchäfte 
erfordert, insbeſondere alsdann, wenn 2 Mitglieder des Vor⸗ 
ſtandes darauf antragen. 


Die bezüglichen Einladungen erfolgen ſchriftlich, unter Mit- 
theilung der Tagesordnung. 

8.5. Zur Beſchlußfähigkeit des Vorſtandes iſt, den Vor⸗ 
ſitzenden oder deſſen Stellvertreter und den Schriftführer oder 
deſſen Stellvertreter mitinbegriffen, die Anweſenheit von drei 
Mitgliedern erforderlich. 

Die Beſchlüſſe werden nach der abſoluten Stimmenmehr⸗ 
heit gefaßt. Nur bei Stimmengleichheit entſcheidet das Votum 
des Vorſitzenden. 

Ueber die bezüglichen Verhandlungen iſt vom Schriftführer 
ein Protokoll aufzunehmen, welches von dieſem und dem Vor⸗ 
ſitzenden zu vollziehen und — gleich den übrigen Archivalien 
des Vereins — vom Schriftführer aufzubewahren iſt. 

§. 6. Der Kaſſirer führt und verwahrt die Anſtaltskaſſe. 
Die zu derſelben gehörenden Inhaberpapiere ſind ſofort beim 
Erwerbe durch die Orts-Polizeibehörde außer Kours zu ſetzen. 

Seitens des Kaſſirers iſt in jeder Vorſtandsſitzung eine Ue⸗ 
berſicht des Vermögensſtandes vorzulegen, welche zu den Akten 
genommen wird. 

8.7. Zum Geſchäftskreiſe der General-Verſammlung, in 
welcher jeder perſönlich erſcheinende „Wohlthäter“ Stimmrecht 
hat, gehört: 
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Preußen: Anſtellungs- u. Gehalts-“ 


a. die Feſtſtellung des Etats für jedes bevorſtehende Kalender: 
jahr, das gleichzeitig als Geſchäftsjahr der Anſtalt zu behan—⸗ 
deln iſt, 

b. die Entgegennahme des vom Vorſtande alljährlich zu erſtat⸗ 
tenden und der nächſten ſtaatlichen Aufſichtsbehörde in zwei 
Exemplaren einzureichenden Geſchäftsberichtes, 

„die Dechargirung der vom Kaſſirer aufzuſtellenden Rechnung 
für das abgelaufene Jahr, 

d. jede Abänderung des Statutes, 

e. die etwaige Auflöſung der Anſtalt. 

$. 8. Der Vorſtand ſtellt die Tagesordnung für die Ge⸗ 
neral-Verſammlung feſt und erläßt durch ſeinen Vorſitzenden 
die Einladung zu derſelben. 

Die Berufung einer General-Verſammlung erfolgt, ſo oft 
dies der Vorſtand nach Lage der Geſchäfte für erforderlich er— 
achtet, außerdem, wenn zehn zu den Wohlthätern gehörende 
Perſonen ſchriftlich beim Vorſtande einen motivirten desfallſigen 
Antrag ſtellen, und zwar in dieſem Falle binnen längſtens 6 
Wochen. 

Die Einladung wird unter Mittheilung der Tagesordnung 
durch einmalige, mindeſtens 8 Tage vor dem Termine zu bes 
wirkende Inſertion in die .. .. Zeitung und, falls dieſe ein: 
gehen ſollte, in ein anderes vom Vorſtande auszuwählendes 
Blatt bewirkt. 

§. 9. Zur Beſchlußfähigkeit der General⸗Verſammlung iſt 


© 


die Anweſenheit von (neun) Wohlthätern (von der Häfte ſämmt⸗ 
ner beharrlichen Widerſetzlichkeit ſchuldig macht, 


licher Wohlthäter), die erſchienenen Vorſtandsmitglieder mitein⸗ 
gerechnet, erforderlich. 

Hat eine General-Verſammlung wegen Beſchlußunfähigkeit 
vertagt werden müſſen, ſo iſt die demgemäß einzuberufende neue 
General-Verſammlung ſchon bei der Anweſenheit von (fünf) 


Wohlthätern, die erſchienenen Vorſtandsmitglieder miteingerech⸗ 
beſchlußfähig, ſofern auf dieſe Folge bei der Einberufung 


net, 
ausdrücklich hingewieſen iſt. 
Abgeſehen vom Falle der Stimmengleichheit, 


Zweidrittel-Majorität der Erſchienenen erforderlich iſt, werden 

die Beſchlüſſe nach der abſoluten Stimmenmehrheit gefaßt. 
Ueber die Form der Abſtimmung (mündlich, verdeckt oder 

durch Akklamation ꝛc.) entſcheidet das Ermeſſen der Verſammlung. 


bei welcher 
das Votum des Vorſitzenden entſcheidet, und abgeſehen von ei- 
nem etwaigen Auflöſungsbeſchluſſe (§. 7. litt. e.), für welchen 


Zeigt ſich eine ſolche Krankheit erſt nach der Aufnahme, 
ſo iſt auf zwar ſchonende aber möglichſt baldige Entfernung des 
Kranken Bedacht zu nehmen, wenigſtens bis zur eingetretenen 
Wiedergeneſung. 

§. 12. Die Aufnahme erfolgt, je nach den Vermögensver⸗ 
hältniſſen der Antragſteller, koſtenfrei oder gegen eine mit dem 
Vorſtande zu vereinbarende Vergütung. 

§. 13. Jeder unentgeltlich aufgenommene Hospitalit er⸗ 
hält ein mit den nöthigen Utenſilien verſehenes beſonderes Zim 
mer und ein wöchentliches Taſchengeld für feine kleinen Be- 
dürfniſſe, außerdem Heizung, Nahrung, ärztliche Pflege und 
Kleidung. 

Die gegen Bezahlung Aufgenommenen erhalten — ſofe rn 
nicht bei der Aufnahme etwas Anderes verabredet iſt — Stube 
und Kammer, aber weder Taſchengeld noch Kleidung. 

Nur gegenüber den im Abſ. 1 bezeichneten Hospitaliten iſt 
die Anſtalt auch zur unentgeltlichen Beſtreitung des Begräbniſ— 
ſes verpflichtet. 

§. 14. Die Mahlzeiten werden von allen Hospitaliten ge⸗ 
meinſchaftlich eingenommen und zwar in einem Saale, der auch 
zur Abhaltung von Andachtsübungen und ſonſtigen entſprechen⸗ 
den Verſammlungen dient. In dieſer Beziehung wird das Nähere 
durch eine vom Vorſtande aufzuſtellende Hausordnung beſtimmt, 
welche der Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde bedarf. 

§. 15. Wer dieſe Hausordnung wiederholt verletzt oder 
ſich gegen das vom Vorſtande angenommene Hilfsperſonal ei⸗ 
kann auf des⸗ 
fallſigen Beſchluß des Vorſtandes jederzeit aus der Anftalt ent⸗ 
fernt werden. 

Der Vorſtand iſt hierzu auch in dem Falle befugt: 


a. wenn ſich ergiebt, das der Hospitalit gelegentlich feiner Auf 


nahme unwahre Angaben gemacht hat, um hinſichtlich der 
Umſtände, welche gemäß §. 1 die Aufnahme in die Anſtalt 
bedingen, den Vorſtand zu täuſchen. 

b. wenn ein unentgeltlich aufgenommener Hospitalit hinterher 
ein Kapitalvermögen von mindeſtens Dreitauſend Mark oder 
ein fortlaufendes Jahreseinkommen von mindeſtens zweihun⸗ 
dert Mark erwirbt. 

F. 16. Abänderungen des Statutes, welche den Sitz, den 


| Zwed und die äußere Vertretung der Anftalt betreffen, ſowie 


Beſchlüſſe, welche die Auflöſung des Hospitales zum Gegen: 


Ueber die Verhandlung hat der Schriftführer ein Protokoll ſtande haben, bedürſen landesherrlicher Genehmigung. 


aufzunehmen, welches von ihm nebſt dem Vorſitzenden und min⸗ 


deſtens drei anderen der Anweſenden zu vollziehen iſt. 
§. 10. Als Hospitaliten dürfen in die Anſtalt nur ſolche 


Perſonen aufgenommen werden, welche den im 8. 1 aufgeftelle | 


ten Erforderniſſen entiprechen. 


Ueber die desfallſigen, durch geeignete Atteſte unterſtützten 


Geſuche entſcheidet der Vorſtand nach ſeinem freien Ermeſſen, 
insbeſondere im Hinblicke auf die jeweilige Geldlage und die 
disponiblen Räumlichkeiten der Anſtalt. 

Gründe für die von ihm verfügte Ablehnung eines Auf- 


nahme⸗Geſuches anzugeben, iſt der Vorſtand nicht verpflichtet. 
Ebenſowenig iſt der Abgewieſene berechtigt, die General-Ver⸗ 


ſammlung oder die ſtaatliche Aufſichtsbehörde als Beſchwerde⸗ 
Suftanz anzurufen. 


$. 11. Perſonen, die an einer chroniſchen oder anſtecken⸗ 


den Krankheit leiden, ſind indeſſen von der Aufnahme unbe⸗ 
baden vom 28. November 1875 (II 


dingt ausgeſchloſſen, auch wenn die im F. 1 bezeichneten ſonſti⸗ 
gen Qualitäts⸗Erforderniſſe vorliegen. 


Sonſtige Statut-Abänderungen find von der Zuſtimmung 
des an der Provinz .... abhängig. 
F „den 
(nterſ chriften des zeitigen Vorſtandes.) 


Auſtellungs⸗ und Gehalts⸗Ordnung für die Lehrer und Lehrerin- 
nen der Stadt Wiesbaden. Vom 26. Juli 1876.0 
F. 1. Die ſtädtiſchen Schulanſtalten ſind zur Zeit: 
A. unter der Auſſicht der ſtädtiſchen Schuldeputation: 

J. Volksſchulen und zwar 1) die Elementarſchulen zu 
Wiesbaden und Klarenthal; 2) die gehobenen Elemen⸗ 
tarſchulen oder Mittelſchulen nach der Verfügung der 
Herzogl. Heſſ. Landes-Regierung vom 19. April 1858; 


II. Die höhere Töchterſchule mit einer Schulamts-Aſpiran⸗ 


tinnen⸗ n Klaſſe; 

) Genehmigt durch die 2 der Königlichen Regierung zu Wies⸗ 
8436), vom 5. Juli 1876 (II. 3139) 
und vom 13. Dezember 1876 (II. 10453), ſowie die Verfügung des Köuigli⸗ 
chen Provinzial⸗Schulkollegiums zu Kaſſel vom 1. Mai 1876 (S. 1433). 


m — — — 


57 Preußen: Anſtellungs- u. Gehalts⸗Ordn. f. Lehrer ꝛe. Vom 26. Juli 1876. ! 


Preußen: Anftellungs- u. Gehalts⸗Ordn. f. Lehrer ꝛe. Vom 26. Juli 1876. 58 


B. unter der Auſſicht eines eigenen Kuratoriums: 
Die höhere Bürgerſchule mit den Klaſſen der Borbe: 
reitungsſchule. 


§. 2. Die ſtädtiſchen Lehrer und Lehrerinnen find nach 


ihrer durch eine Prüfung erworbenen Lehrberechtigung: 1) Ele⸗ 
mentarlehrer mit dem Seminarabgangszeugniſſe; 2) Mittel: 
ſchullehrer nach dem Prüſungszeugniſſe nach den „Allgem. 
Beſtimmungen“ vom 15. Oktober 1872, fofern fie als ſolche 
berufen werden; denſelben ſollen die Elementarlehrer gleich⸗ 
geſtellt ſein, welche die von der Herzogl. Heſſ. Regierung vor⸗ 
geſchriebene Prüfung für fremde Sprachen beſtanden haben, 3) 
techniſche Lehrer und Lehrerinnen, 4) Lehrerinnen mit dem 
vorſchriftsmäßigen Zeugniſſe über die Lehrerinnen-Prüfung, 5) 
Lehrer des höheren Schulamtes. 

§. 3. Nach der Art der Verwendung im ſtädtiſchen Schul: 
dienſte werden unterſchieden: 1) Ordentliche Lehrer oder Lehre⸗ 
rinnen, 2) Hilfslehrer oder Hilfslehrerinnen, 3) Hauptlehrer der 
Elementar- und Mittelſchulen und 4) Rektoren der höheren Töch— 
ter⸗ und Bürgerſchule. 

§. 4. 1. Ordentliche Lehrer oder Lehrerinnen find ſolche, 
welche eine dauernde Lehrſtelle definitiv bekleiden. Proviſoriſch 
angeſtellte Lehrer oder Lehrerinnen können unter Genehmigung 
der zuſtändigen Staatsbehörde und unter Beobachtung der im 
F. 11 beſtimmten Kündigungsfriſten entlaſſen werden, ohne ei⸗ 
nen anderen Anſpruch an die Stadt machen zu können als den 
auf Gehaltsbezug bis zum Entlaſſungstermine. Die proviſori⸗ 
ſche Verwendung eines Lehrers oder einer Lehrerin ſoll in der 
Regel nicht länger als zwei Jahre dauern. — Zur Anſtellung 
ſollen Lehrer oder Lehrerinnen in der Regel nicht in Vorſchlag 
gebracht werden, wenn ſie nicht mindeſtens ein Jahr im öffent⸗ 
lichen Schuldienſte geſtanden haben. 

2. Hifslehrer oder Hilfslehrerinnen find ſolche, welche ent: 
weder vorübergehend beſchäftigt werden, oder denen eine dauernde 
Stelle wegen mangelnder formeller Qualifikation nur ausnahms⸗ 
weiſe übertragen iſt. 

3. An jeder Elementar- oder Mittelſchule wird ein dazu 
aualifizivter ordentlicher Lehrer als Hauptlehrer beſtellt. 

4. Die Rektoren an der höheren Bürgerſchule und höhe: 
ren Töchterſchule ſollen praktiſche, im Unterrichts- und Erzie⸗ 
hungsweſen bewährte und zur ſelbſtſtändigen inneren und äu⸗ 
ßeren Leitung ſolcher Anſtalten befähigte Lehrer des höheren 
Schulamtes ſein. 

Bei definitiver Anſtellung wird vorausgeſetzt, a. daß die 
Elementarlehrer die Wiederholungsprüfung beſtanden, und b., 


daß die Lehrer des höheren Schulamtes das Probejahr abſol— 
dirt haben. 


$. 5. 


Br: Die Errichtung von Lehrſtellen jeder Art und die 
Beſtimmung 


5 der Qualifikation, welche von den dafür zu beru⸗ 
enden Lehrern oder Lehrerinnen zu verlangen iſt, erfolgt ledig⸗ 
lich nach Maßgabe des jedesmaligen Bedürfniſſes auf Antrag 
der Schuldeputation bezw. des Anſtalts⸗Kuratoriums und des 


Gemeinderathes unter Genehmigung bezw. auf Anordnung der 


ſtaatlichen Aufſichtsbehörde. 


ſich 8. 6. Zur Belegung jeder Clementarlehrerſtelle im Auf 
fi ae ber ſtädtiſchen Schuldeputation werden der König: 
ichen Regierung drei Kandidaten zur Auswahl präſentitt. Die 


Beſetzung aller anderen Lehranſtalten geſchieht auf Antrag der 


, bezw. des Anſtalts⸗Kuratoriums und im letzte⸗ 
ren Falle mit Zuftimmung des Gemeinderathes in der Weile, 


daß für jede zu beſetzende Stelle aus der Zahl der Bewerber 


ein Kandidat der zuſtändigen Staatsbehörde vorgeſchlagen wird. 


Falls zweimal Vorſchläge erfolgt ſind, ohne daß einer derſelben 
die Beſtätigung erhalten hat, ſo wird die betreffende Stelle von 
der zuſtändigen Staatsaufſichtsbehörde ſelbſt beſetzt. 

8.7. Zur Beſetzung von erledigten Stellen können ſtäd⸗ 
tiſche ſowie auswärtige Lehrer oder Lehrerinnen in Vorſchlag 
gebracht werden. Außer den Lehrern des höheren Schulamtes 
ſind alle übrigen Lehrer oder Lehrerinnen von einer ſtädtiſchen 
Anſtalt an eine andere verſetzbar. 

§. 8. Lehrer oder Lehrerinnen, welche bereits anderwärts 
definitiv angeſtellt waren, erhalten bei ihrem Eintritte in den 
ſtädtiſchen Schuldienſt gleichfalls eine definitive Anftellung. 
Ausnahmen find unter beſonderen Verhältniſſen zuläſſig und 
bleiben ſpezieller Vereinbarung im einzelnen Falle vorbehalten. 

8. 9. Der Belegung einer erledigten Stelle geht in der 
Regel der Erlaß eines Bewerbungsanſchreibens voraus, in wel⸗ 
chem die Art der Lehrſtelle, die erforderliche Qualifikation des 
Bewerbers und die entſprechende Skala des Gehaltes näher zu 
bezeichnen iſt. 

§. 10. Ueberzugskoſten können von der Stadt bewilligt 
werden. Die Feſtſtellung des Betrages derſelben bleibt in je⸗ 
dem Falle der ſtädtiſchen Behörde vorbehalten. f 

§. 11. Die Entlaſſung eines Lehrers kann in der Regel 
nur am Schluſſe eines Schulſemeſters erfolgen, und zwar für 
einen Lehrer des höheren Schulamtes nach vorhergegangener 
halbjähriger, für einen anderen Lehrer oder für Lehrerinnen 
nach vorhergegangener vierteljqähriger ſchriftlicher Kündigung, 
bei dem Kuratorium bezw. der Schuldeputation unter Geneh- 
migung der zuſtändigen ſtaatlichen Aufſichtsbehörde. 

§. 12. Hinſichtlich der Dienſtvergehen der Lehrer und Leh⸗ 
rerinnen an den ſtädtiſchen Schulanſtalten finden die Vorſchrif⸗ 
ten des Disziplinargeſetzes für nichtrichterliche Beamte vom 21. 
Juli 1852 Anwendung. 

§. 13. Für das Penſionsverhältniß der ſtädtiſchen Lehrer 
und Lehrerinnen bleiben vorläufig und bis zu anderweiter ges 
ſetzlicher Regelung die beſtehenden Beſtimmungen maßgebend, 
auch bleibt in den Beziehungen der Lehrer zur naſſauiſchen Ele⸗ 


mentarlehrer⸗Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe das beſtehende Verhält⸗ 


niß unverändert. 

Diejenigen Lehrer, welche verpflichtet ſind, ihren Ehefrauen 
bei der Allgemeinen Wittwenverpflegungsanſtalt zu Berlin eine 
Penſion zu verſichern, haben im Falle ihrer Verheirathung den 
Nachweis zu führen, daß ſie dieſer Verpflichtung nachgekommen 
oder davon durch die Beſtimmung im $. 4 der Verordnung 
vom 23. September 1867 (Geſ.⸗S., S. 1619) befreit find. 

F. 14. Die definitiv angeſtellten Lehrer oder Lehrerinnen 
beziehen ein von einem Minimal- zu einem Maximalſatze in 
periodiſchen Zulagen ſteigendes Gehalt. Die periodiſchen Zus 
lagen, welche von drei zu drei Jahren innerhalb der Minimal⸗ 
und Maximalſätze der Gehälter gegeben werden, erfolgen unter 
der Vorausſetzung untadelhafter Amtsführung und ſittlicher 
Haltung. Darüber, ob dieſe Bedingungen im einzelnen Falle 
vorhanden ſind, erkennt die Schuldeputation bezw. das An⸗ 


ſtalts⸗Kuratorium unter Genehmigung der Staatsaufſichtsbehör⸗ 
den. Im Falle einer Siſtirung des Vorrückens nach der Ge: 


haltsſkala iſt dem Lehrer über den ihn treffenden Vorwurf Er: 
öffnung zu machen und darüber eine Verhandlung aufzunehmen. 
§. 15. Die Gehälter werden mit Einrechnung von Woh⸗ 


nungs- oder. Servis- Vergütungen gewährt und in Quartalra⸗ 


ten den Lehrern des höheren Schulamtes Voraus, den übrigen 
Lehrern oder Lehrerinnen am Schluſſe des Vierteljahres ausbe⸗ 
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zahlt. Dienſtwohnungen der Rektoren werden nach den für un⸗ 
mittelbare Staatsbeamte angenommenen Sätzen veranſchlagt. 
Für etwa vorhandene Wohnräume, welche an andere Lehrer 
abgegeben werden, wird der Miethszins durch Vertrag feſt⸗ 
eſetzt. 

5 24 16. Bei jeder Anſtellung iſt die Stufe der Gehalts⸗ 
ſkala in welche der Anzuſtellende eintritt, genau feſtzuſtellen. 

§. 17. Die Termine der periodiſchen Zulagen werden bei 
den Elementarlehrern vom Tage der Anſtellung im öffentlichen 
Schuldienſte, dagegen bei den übrigen Lehrern oder Lehrerin⸗ 
nen, wenn nicht ausdrücklich eine andere Beſtimmung verein⸗ 
bart worden iſt, vom Tage der Anſtellung im Dienſte der 
Stadt ab berechnet. 

§. 18. Die Hilfslehrer oder Hilfslehrerinnen (vergl. §. 4, 2) 
erhalten die ihnen zukommenden Vergütungen in Form von 
Remunerationen oder von Stundengeldern nach beſonderen, 
von der Schuldeputation oder dem Anſtalts-Kuratorium und 
dem Gemeinderathe unter Genehmigung der Königl. Regierung 
bezw. des Provinzial-Schulkollegiums feſtzuſetzenden Normen“) 
und haben auf periodiſche Zulagen keinen Anſpruch. 

Unterrichtsſtunden, welche von einem Lehrer über das ges 
wöhnliche Maß hinaus ertheilt werden, können in derſelben 
Weiſe honorirt werden. Falls Lehrer für techniſche Fächer be⸗ 
ſonders angeſtellt werden, jo werden Gehalt und ſonſtige Anz 
ſtellungsbedingungen vertragsmäßig feſtgeſetzt. 

Die proviſoriſch angeſtellten Lehrer und Lehrerinnen (vergl. 
§. 4, 1), die nach Anſätzen der folgenden Skalen beſoldet wer⸗ 
den, haben keinerlei Anſpruch auf Gehaltserhöhung. 

§. 19. Die Ordentlichen Elementarlehrer (vergl. §. 2, 1) 
aller ſtädtiſchen Schulanſtalten beziehen je nach ihrem Dienſt⸗ 
alter ein jährliches Gehalt von 1200 bis 2700 Mark. Zwi⸗ 
ſchen dieſen Grenzen erfolgen die Zulagen in der Weiſe, daß, 
vom Tage der erſten öffentlichen Anſtellung an gerechnet, das 
Gehalt in 4 dreijährigen Perioden um je 150 Mark und als⸗ 
dann in 5 dreijährigen Perioden um je- 180 Mark ſteigt. 

Für die Hauptlehrer an den Elementar- und Mittelſchulen 
beträgt das Gehalt im Minimum 3000 Mark und ſteigt in 3 
dreijährigen Perioden um je 200 Mark bis zum Maximum 
von 3600 Mark. 

E Wird ein Mittelſchullehrer, der bereits mehr als 3000 

Mark bezog, zum Hauptlehrer ernannt, ſo tritt er ſogleich in 
diejenige höhere Skalaſtufe ein, welche ſeinem bisher bezogenen 
Gehaltsſatze zunächſt entſpricht. 

§. 20. Die geprüften Lehrer für Mittelſchulen (vergl. §. 2, 
2) erhalten, inſofern ſie als ſolche fungiren, ein Anfangsgehalt 
von 1800 Mark, wenn nicht nach SS. 8, 16 und 17 bei der 
Anſtellung frühere Dienſtjahre in Aurechnung gebracht werden. 
Es ſteigt das Gehalt in 4 dreijährigen Perioden um je 150 
Mark und alsdann in 5 dreijährigen Perioden um je 180 Mark 
bis zum Maximum von 3300 Mark. 


9. 21. Die Ordentlichen Lehrerinnen (vergl. §. 2, 4) wer⸗ 
den mit einem Minimalgehalt von 1200 Mark angeſtellt. (Vergl. 
88. 8, 16 und 17.) Ihr Gehalt ſteigt in 8 dreijährigen Pe⸗ 
rioden um je 150 Mark bis zum Maximum von 2400 Mark. 

Die zur erſten Lehrerin an der höheren Töchterſchule beſon— 
ders ernannte Lehrerin kann außerdem nach weiteren drei Jah⸗ 
ren noch eine Zulage von 150 Mark erhalten. 

§. 22. Jeder ordentliche Lehrer des höheren Schulamtes 
(vergl. §. 2, 5) bezieht mit dem Antritte ſeines ſtädtiſchen Dien⸗ 


), Der entiprehende Remunerations⸗Tarif vom September 1876 iſt 
mit rückwirkender Kraft vom 1. April 1876 ab perfect geworden. D. Red. 


N 
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ſtes, ſofern nicht nach $. 8, 16 und 17 bei feiner Anftellung 
frühere Dienſtjahre mit in Anſchlag gebracht werden, als er— 
ſtes Jahresgehalt 2400 Mark. Das Gehalt eines ſolchen Leh— 
rers ſteigt von dieſem Minimalſatze in 6 dreijährigen Perioden 
um je 300 Mark bis zum Maximum von 4200 Mark. 

Ein Lehrer des höheren Schulamtes mit Oberlehrer-Gehalt 
bezieht ein Anfangsgehalt von jährlich 3600 Mark, welches in 
5 dreijährigen Perioden um je 300 Mark zum Maximum von 
5100 Mark aufſteigt. 

Wird ein ordentlicher Lehrer des höheren Schulamtes, 
welcher im ſtädtiſchen Schuldienſte oder anderwärts bereits mehr 
als das Minimum von 3600 Mark Gehalt hatte, zu einer 
Oberlehrerſtelle berufen, jo tritt er, unter Vorbehalt der §§. 8, 
16 und 17, ſogleich in diejenige höhere Skalaſtufe ein, welche 
ſeinem bisher bezogenen Gehaltsſatze zunächſt entſpricht. 

§. 23. Der Rektor der höheren Töchterſchule bezieht als 
ſolcher ein Anfangsgehalt von 4500 Mark, zu welchem in 3 


dreijährigen Perioden je 300 Mark bis zum Maximum von 


5400 Mark zugelegt werden. 

Das Minimalgehalt des Rektors der höheren Bürgerſchule 
beträgt 4800 Mark, das Maximalgehalt dagegen 5700 Mark, 
zwiſchen welchen Grenzen die Steigerung in 3 dreijährigen Pe⸗ 
rioden um je 300 Mark erfolgt. 

Wird ein ordentlicher Lehrer des höheren Schulamtes, 
welcher bereits eine das Minimalgehalt eines Rektors überſchrei⸗ 
tende Beſoldung bezieht, zum Rektor ernannt, fo tritt er ſo⸗ 
gleich in diejenige höhere Skalaſtufe ein, welche dem von ihm 
bislang bezogenen Gehalte zunächſt entſpricht. 

§. 24. Jedem Anzuftellenden iſt vor der Verpflichtung 
ein Exemplar dieſer Anſtellungs- und Gehaltsordnung zuzu⸗ 
ſtellen. 


Für die Richtigkeit der Redaktion nach den bisher geführ⸗ 
ten aktenmäßigen Verhandlungen. 
Wiesbaden, den 26. Juli 1876. 
Der ſtädtiſche Schulinſpektor. 
Dr. Kuhn. 


Kaiſerthum Oeſterreich. 


Verorduung der Miniſter für Kultus und Unterricht, des Innern, 
der Juſtiz und der Finanzen vom 7. Dezember 1876, Z. 19667, 
mit welcher Beſtimmungen zur Durchführung des ſteiermärkiſchen 
Landesgeſetzes vom 5. Juni 1876), betreffend die Errichtung des 
ſteiermärkiſchen Landesſchulfondes, und zwar hinſichtlich der land⸗ 
ſchaftlichen Aemter im Einvernehmen mit dem Landesansſchuſſe 
erlaſſen werden. 
J. Abtheilung. 
Beſtimmung für die Zentral-Leitung und landſchaft⸗ 
lichen Aemter und für die ſtädtiſche Kaſſa in Graz. 
§. 1. Der ſteiermärkiſche Landesſchulfond wird vom ſteier⸗ 
märkiſchen Landesausſchuſſe verwaltet. 

Zur Vorbereitung der Präliminarien, zur Führung der 
Schulen: und Schullehrer⸗Evidenz, der Kapitalien und Konto⸗ 
Bücher, zur Zuſammenſtellung der Rechnungsabſchlüſſe und be⸗ 
hufs ſonſtiger Rechnungsarbeiten ſteht dem ſteiermärkiſchen Lan: 
desausſchuſſe die Landes⸗Buchhaltung zur Verfügung. 

§. 2. Das Anweiſungsrecht innerhalb des jährlichen, vom 
ſteiermärkiſchen Landtage feſtzuſetzenden Präliminares und inner⸗ 
halb der durch das Geſetz gezogenen Grenzen, ſteht dem k. 
k. ſteiermärkiſchen Landesſchulrathe zu. Alle Auweiſungen des 


*) Deutſche Schulgeſetz-Sammlung 1876 Nr. 31. 
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5 Landes⸗Buchhaltung im Konzepte 
A See, Allfällige Bemerkungen der Lan⸗ 
86 werden im Wege des Landesausſchuſſes an 
den ſteiermärkiſchen Landesſchulrath geleitet. 

8. 3. Die Empfänge und Ausgaben des ſteiermärkiſchen 
Landesſchulfondes werden bei den landesfürſtlichen Steueräm⸗ 
tern realiſirt, für welche die in der II. Abtheilung dieſer Ver⸗ 
ordnung befindliche Inſtruktion maßgebend iſt. 

Eine Ausnahme hiervon bildet der Schulbezirk Stadt 
Graz, in deſſen Bereiche dieſe Funktionen das ſteiermärkiſche 
Landes- Obereinnehmeramt zu bejorgen und die Zuſchüſſe des 
Stadtbezirkes Graz in Empfang zu nehmen und für den Lan⸗ 
desſchulfond zu verrechnen hat. 

§. 4. Das ſteiermärkiſche Landes-Obereinnehmeramt beſorgt 
nicht nur die im $. 3 vorgeſchriebenen Funktionen in Betreff 
des Schulbezirkes Stadt Graz, ſondern fungirt auch als Zen⸗ 
tralkaſſa für den ſteiermärkiſchen Landesſchulfond. 

8.5. Die Steuerkaſſe der Stadt Graz hat die vom Lan: 
desausſchuſſe feſtgeſtellten 7perzentigen Zuſchläge an das Lan⸗ 


des⸗Obereinnehmeramt in 12 gleichen Raten monatlich vorhin⸗ 


ein abzuführen. Bezüglich der Bemeſſung des Fperzentigen 
Schulbeitrages gilt auch für dieſe Steuerkaſſa die Vorſchrift des 


F. 11 der in der II. Abtheilung dieſer Verordnung enthaltenen 


Inſtruktion für die k. k. Steuerämter. 

8.6. Die nach 8. 4 des Geſetzes vom 5. Juni 1786 an 
den Landesſchulfond zu leiſtenden Ueberſchüſſe des Lehrer-Pen⸗ 
ſionsfondes werden vom Rechnungs-Departement der k. k. 
Statthalterei auf Grund der dorthin einlangenden Steueramts⸗ 


Journale allmonatlich ausgemittelt, der diesfällige, nach §. 3 


des Geſetzes vom 13. Oktober 1870 gegliederte und gehörig do= 
kumentirte Ausweis dem Landesſchulrathe zur Genehmigung 
und Veranlaſſung der Rechnungseinſtellung beim k. k. Haupt⸗ 
ſteueramte Gratz und zur Vormerkung bei der Landes-Buch⸗ 
haltung vorgelegt. 

8.7. Die Ueberſchüſſe des ſteiermärkiſchen Normalſchulfon⸗ 
des ſind am Schluſſe eines jeden Verwaltungsjahres, und zwar 
in dem aus dem Rechnungsabſchluſſe fi ergebenden Betrage 
an den ſteiermärkiſchen Landesſchulfond abzuführen. 

Die Vorſchriften über die abgeſonderte Verwaltung und Ver 
wahrung des Normalſchulfondes werden dadurch nicht geändert. 

§. 8. Die dem ſteiermärkiſchen Landesſchulfonde zufallen⸗ 
den Erbſchaften und Legate werden von der Abhandlungsbe⸗ 
hörde von Fall zu Fall der k. k. Statthalterei bekannt gegeben. 
Rückſichtlich des weiteren Verfahrens haben die betreffenden Be⸗ 
ſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches und des 
kalſ. Patentes vom 9. Auguſt 1854 (R.⸗G.⸗Bl. Nr. 208) Platz 
zu greifen. 

Ueber die Empfangnahme der Stiftungen, Schenkungen, 
Erbſchaften und Legate, über die weitere Behandlung und Evi— 
denzhaltung derſelben hat der ſteiermärkiſche Landesſchulrath 
Fall für Fall das Erforderliche zu veranlaſſen und hiervon den 
ſteiermärkiſchen Landesausſchuß in die Kenntniß zu ſetzen. 
1 * §. 9. Die Zuſchüſſe des ſteiermärkiſchen Landesfondes find 
durch das Landes-Obereinnehmeramt monatlich an den ſteier⸗ 
märkiſchen Landesſchulfond abzuführen. Bei dieſen Abfuhren 
5 schu bei den landesfürſtlichen Steuerkaſſen für den Lanz 
3 chulfond in Anſpruch genommenen Gelder des Landesfon⸗ 
des > Anrechnung zu bringen. Die definitive Abrechnung 
zwiſchen dem ſteiermärkiſchen Landesfonde und dem Landes⸗ 


i a jährlich auf Grundlage des Rechnungsabſchluſſes 


| $. 10. Das Landes⸗Obereinnehmeramt hat die Empfänge 
| und Ausgaben auf Grund der Anweiſungen des ſteiermärki⸗ 
ſchen Landesſchulrathes dann zu realiſiren, wenn auf den Anz 
weiſungen auch die im Kontobuche des ſteiermärkiſchen Landes⸗ 
| ſchulfondes durch die Landes-Buchhaltung geſchehene Vorſchrei⸗ 
bung unter Beziehung der Rubrik und Poſt⸗Nummer des Kon: 
tobuches erſichtlich gemacht iſt. 

Die in Form von Erſuchſchreiben an das Landes = Ober: 
einnehmeramt zu richtenden Anweiſungen ſind demſelben im 
Wege des ſteiermärkiſchen Landesausſchuſſes zuzuſtellen. 

§. 11. Den Bezirks⸗ (Stadt) Schulräthen wird es zur 
Pflicht gemacht, dem ſteiermärkiſchen Landesſchulrathe die zur 
Ausübung ſeines Anweiſungs- und beziehungsweiſe Siſtirungs⸗ 
rechtes erforderlichen Daten in ausführlicher Weiſe bekannt 
zu geben. 

Insbeſondere haben dieſelben jeden Dienſtes-An⸗ und Aus⸗ 
ritt des Lehrerperſonales dem Landesſchulrathe anzuzeigen. 
| §. 12. Die vom ſteiermärkiſchen Landesausſchuſſe der Lan⸗ 

des⸗Buchhaltung und dem Landes⸗Obereinnehmeramte zugewie⸗ 
jenen Rechnungs-, Kontrolls- und Kaſſa-Geſchäfte des ſteier⸗ 
märkiſchen Landesſchulfondes werden nach den für die land⸗ 
ſchaftlichen Aemter geltenden Verrechnungs⸗ und Kaſſa⸗Vorſchrif⸗ 
ten vollzogen. 

§. 13. Sechs Monate vor Beginn des Rechnungsjahres 
bat der ſteiermärkiſche Landesſchulrath dem ſteiermärkiſchen Lan⸗ 
desausſchuſſe den Erforderniß-Entwurf nach $. 10 des Geſetzes 
vom 5. Juni 1876 zur Zuſammenſtellung des Landesſchul⸗ 
fonds⸗Präliminars mitzutheilen. 

Bei Verfaſſung dieſes Entwurfes iſt an dem Grundſatze 
feſtzuhalten, daß ſämmtliche zur Zeit ſyſtemiſirten Lehrerpoſten 
und die damit verbundenen Dotationen in denſelben eingeſtellt 
werden. a 

Jedoch iſt hierbei auf die für das Gegenſtandsjahr durch 
Vakatur oder proviſoriſche Beſetzung der Lehrſtellen vorausſicht⸗ 
lich ſich ergebenden Interkalarien gebührende Rückſicht zu nehmen. 

II. Abtheilung. 
Beſtimmungen für die k. k. Steuerämter. 


§. 1. Die k. k. Steuerämter fungiren als ſelbſtſtändige Voll⸗ 
zugsorgane des Landesſchulrathes nach Maßgabe der gegen⸗ 
wärtigen Inſtruktion. 

§. 2. Ueber die Einnahmen und Ausgaben des Landes- 
ſchulfondes find eigene Journale, nach dem Formulare 2 zu §. 4 
der Inſtruktion II. für die Steuerämter vom Jahre 1866 zu 
führen. In dieſelben ſind alle Empfänge und Ausgaben gleich 
nach dem Vollzuge chronologiſch, wie ſie vorfallen, einzutragen. 
Jeder, nicht mit einer Anweiſung bedeckte Empfang muß mit 
einem Erlagsſcheine gedeckt ſein. 

§. 3. Dort, wo Aktivitätsbezüge in großer Zahl vorkom⸗ 
men, find hierfür Verzeichniſſe nach dem, in dem Finanz-Mi⸗ 
niſterialerlaſſe vom 3. November 1867 angeordneten Formu⸗ 
lare aufzulegen. 

8.4. Die Beſtimmungen der Inſtruktion II. vom Jahre 
1866, namentlich die SS. 3 und 5 derſelben, finden auch auf 
die Gebahrung mit dem Landesſchulfonde volle Anwendung, 
daher auch alle diesfälligen Empfänge und Ausgaben einen Ge⸗ 
genſtand der Eintragung in das Haupt- und Konto-Korrente⸗ 
Journal bilden. 

§. 5. Die Anweiſungen des Landesſchulrathes find nur 
dann zu realiſiren, wenn denſelben die Beſtätigung der ges 
ſchehenen Vorſchreibung von Seite der Landes-Buchhaltung bei⸗ 
geſetzt iſt. 


| Anzeigen. 
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Urkunden⸗Journal ein eigenes Verzeichniß zu führen. 
§. 7. Die Führung der Liquidationsbücher hat nach den 
Anordnungen des $. 9 der Inſtruktion II. zu geſchehen. 


§. 8. Die Liquidirung der Empfänge und Ausgaben be: | 


ſorgen die Steuerämter nach den Beſtimmungen der 88. 8 und 
9 der Inſtruktion II. 
beiträgen und Einkommenſteuer ſind in den Journalen für den 
Lehrer⸗Penſionsfond und für direkte Steuer in Empfang zu ſtellen. 

§. 9. Die Dokumentirung und Vorlage der Journale er: 
folgt nach den Beſtimmungen des §. 11 der Inſtruktion II. 
und find ſelbe an das Rechnungs⸗Departement der k. k. Finanz: 
Landes Direktion zu leiten, welches die Ausgleichung zwiſchen 


Die Abzüge an Lehrer-Penſionsfonds⸗ 


den Staatskaſſen und der Landesſchulfonds-Centralkaſſe nach 
den Beſtimmungen des §. 26 der Inſtruktion III. vom Jahre 


1866 für die Rechnungs⸗Departements der anweiſenden Landes: 
behörden zu veranlaſſen hat. E 
§. 10. Die nach 8. 4 des Landesgeſetzes vom 5. Juni 1876 


rathe ermittelten Zuſchüſſe find von dem Hauptſteueramte Graz 


§. 14. Die baaren Auslagen, welche die Geld- und Ur⸗ 
kundengebarung des Landesſchulfondes verurſacht, wozu nament⸗ 
lich die Koften für Druckpapier zu rechnen find, werden von 
dieſem Fonde getragen. 

Uebergangsbeſtimmungen. 

§. 15. Der mit Schluß des Jahres 1876 verbleibende Bar: 
ſchaftsreſt des Bezirksſchulfondes iſt im Bezirksſchulfonde zu beaus⸗ 
gaben und im Konto-Korrente-Journale in Empfang zu ſtellen. 
| Die vorgeſchriebenen Zertifikate über die Bezirksſchulfonds⸗ 
| 
} 
| 


| gebarung für Dezember 1876, in welchen der ſchließlich beaus⸗ 
gabte Reſt mit Ziffern und Buchſtaben angegeben ſein muß, 
ſind bis längſtens 3. Jänner 1877 dem Rechnungs-Departe⸗ 
| ment der Finanz Landes Direktion einzuſenden, welches auf 
Grund derjelben die Ausgleichung der, mit Ende Dezember 1876 
vorhandenen Baarſchaften der Bezirksſchulfonde mit der Lan: 


| desſchulfonds-Centralkaſſa veranlaßt. 


Die Werthurkunden ſind am 31. Dezember 1876 im Be⸗ 


zirksſchulfonds⸗Journale zu beausgaben, und mit einem, in 
(L. G. und V. Bl. XI. Nr. 24 vom Jahre 1876) vom ſteier⸗ 
märkiſchen Lehrerpenſionsfonde zu leiſtenden, vom Landesſchul⸗ 


als Centralkaſſa dieſes Fondes derart zu verrechnen, daß der 
entfallende Zuſchuß allmonatlich im Lehrerpenſionsfonde in Aus: | 


gabe und gleichzeitig im Konto-Korrent⸗Journale für Rechnung 
des Landesſchulfondes in Empfang geſtellt wird. 

§. 11. Die nach $. 5 des Landesgeſetzes vom 5. Juni 1876 
von den Bezirkskaſſen zu leiſtenden Zuſchüſſe ſind in folgender 
Weiſe zu verrechnen. 

Von der, mit Schluß jeden Jahres ſich ergebenden Ge— 


ſammtſumme der Vorſchreibung an direkten Steuern ſammt 
Staatszuſchlägen, inſoferne von denſelben geſetzlich eine Bezirks: a Leu: An 
zuſtellen, bis die endgiltige Feſtſtellung derſelben von Seite des 


umlage eingehoben werden darf, ſind 7% zu berechnen, und 
der ſich ergebende Betrag iſt in 12 gleiche Monatsraten zu thei⸗ 
len. Die Quoten werden vom ſteiermärkiſchen Landesausſchuſſe 
im Einvernehmen mit der Finanz-Landes-Direktion feſtgeſetzt. 
Dieſe Monatsquoten ſind am Schluſſe jeden Monates im Konto— 
Korrente⸗Subjournale für die Bezirksumlagen in Ausgabe, und 
gleichzeitig im Landesſchulfonds-⸗Journale in Empfang zu ſtellen, 
welche Rechnungspoſten mit der Quittung reſp. dem Gegen⸗ 
ſcheine der Bezirksvertretung zu belegen find. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß in Folge deſſen von der all⸗ 
monatlich aufgetheilten Summe an Bezirksumlagen nur jener 
Reſtbetrag an die Bezirksvertretung baar zu erfolgen iſt, welcher 
nach Abzug des Zuſchuſſes an den Landesſchulfond verbleibt. 
Sollte dieſer Zuſchuß größer fein, als die, in einem Monate 
eingehobenen Bezirksumlagen, jo iſt nur der Betrag an ſaktiſch 
eingefloſſenen Bezirksumlagen in das Landesſchulfonds⸗Journal 
zu übertragen. 

§. 12. Ohne Empfangsanweiſung an k. k. Steuerämter 
gelangende, freiwillige Gaben und Zuflüſſe find, wenn ſie für 
den Landesſchulfond gewidmet werden, in dem diesfälligen 
Journale zu verrechnen und mit dem Erlagſcheine zu bedecken. 
Gleichzeitig iſt die Anzeige an den Landesſchulrath behufs nach— 
träglicher Genehmhaltung zu erſtatten. 

8.13. Alle ſonſtigen Kaſſavorſchriften, inſoſerne fie mit 


der gegenwärtigen Inſtruktion nicht im Widerſpruche ſtehen, 


haben auch auf die Geldgebarung, Journaliſirung, Verbuchung 
und Liquidirung der Empfänge und Ausgaben des Landes⸗ 
- ſchulfondes volle Anwendung zu finden. 


| 


triplo ausgefertigten Uebergabsverzeichniſſe, welches alle Merk⸗ 
male der einzelnen Werthpapiere enthält, dem landſchaftlichen 
Obereinnehmeramte in Graz zu überſenden. 

Das eine, mit der Uebernahmsbeſtätigung des letztgenann⸗ 
ten Amtes verſehene Verzeichniß, iſt dem Bezirksſchulfonds⸗Jour⸗ 
nale für Dezember 1876 beizuſchließen, das zweite, gleichfalls 
mit der Uebernahmsbeſtätigung verſehene Verzeichniß, dem Nech- 
nungs⸗Departement der Finanz⸗Landes⸗Direktion einzuſenden. 

$. 16. Die k. k. Steuerämter haben die Monatsquote 
der Zuſchüſſe der Bezirkskaſſa nach den, im §. 11 dieſer Inſtruk⸗ 
tion enthaltenen Beſtimmungen auf Grund der aufliegenden 
Steueramtsrechnung mit letztem Jänner 1877 zu bemeſſen und 
zu verrechnen, und ſelbe im gleichen Betrage allmonatlich ein⸗ 


ſteiermärkiſchen Landesausſchuſſes im Einvernehmen mit der Fi⸗ 
nanz⸗Landes⸗Direktion erfolgt. 
Laſſer m./ p. Pretis m./p. Glaſer m./p. Stremayr m. /p. 
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